Fluchtursachen bekämpfen, den Krieg stoppen, Fluchtwege öffnen, Abschiebungen verhindern
Rede auf der Mahnwache in Friedrichsdorf, Montag, 3. Februar

(Regine Trenkle-Freund, Sprecherin des ARBEITSKREIS ASYL, FRIEDRICHSDORF)

Der Arbeitskreis Asyl hat beschlossen, diese Mahnwachen mitzuveranstalten, weil Kriege einer der wesentlichen Fluchtursachen auf der Welt darstellen. Wir arbeiten hier in Friedrichsdorf mit den Opfern dieser weltweiten Kriege und sehen, welche verheerenden Auswirkungen diese haben. Lassen sie mich zwei Aspekte beleuchten, die in diesem Zusammenhang von zentraler Bedeutung sind:

Wenn die Rot-Grüne Bundesregierung in Sachen Irak bei einem Nein zu DIESEM Krieg bleibt, ist sie weit davon entfernt, „friedlich“ und „fortschrittlich“ geworden zu sein. Denn dieser plötzliche Pazifismus müßte sich darin wiederspiegeln, keine AWACs Flugzeuge zu schicken, den Luftraum für US-Manöver zu verweigern , konsequent abzurüsten und keinerlei militärische
Abenteuer mehr in aller Welt durchzuführen. Stattdessen ist sie dabei, mit anderen europäischen Mächten militärisch aufzurüsten; sie sind gerade dabei, eine EU-Eingreifgruppe mit einer Stärke von 100 000 Soldaten zusammenzustellen, die weltweit einsatzfähig sein soll. Selbst der Interventionsradius von 4.000 km (!) rund um Brüssel wurde verbindlich festgelegt.  Mit 18 000 SoldatInnen stellt die Bundesrepublik mit Abstand das größte Kontingent. (Zeitung gegen den Krieg, Nr.12,Winter 2002/2003)

In Bezug auf die Bundeswehr fand „Verteidigungs“minister Peter Struck im Dezember letzten Jahres deutliche Worte : Der Schwerpunkt der Verteidigung Deutschlands liege künftig nicht mehr in der klassischen Landesverteidigung, sondern „weit vor unseren Grenzen“.  Es sei an der Zeit, den geänderten Bedingungen Rechnung zu tragen: „Die Sicherheit der Bundesrepublik wird auch am Hindukusch verteidigt“. (Struck, FR 6.12.02) Dieses imperiale Gebaren wurde denn auch schnell vom verteidigungspolitischen Sprecher der Grünen, Winfried Nachtwei, als „nachgeholten Realismus“ begrüßt und als „Reformansatz“ gelobt. Und um diese weltweiten Ambitionen abzusichern, stehen zur Zeit schon 65 000 Soldaten für mögliche Auslandseinsätze bereit. An der Zielgröße von 150000 Soldaten, die künftig als Krisenreaktionskräfte zur Verfügung stehen, werde festgehalten.

Die eifrigen Verfechter einer friedlichen Lösung in Sachen Irak haben sich mit diesen Aussagen klar positioniert: Während sie einerseits gegen den JETZIGEN Krieg gegen den Irak sind, bereiten sie gleichzeitig eine EU-Interventionsarmee vor und stimmen das Volk schon mal auf die Verteidigung deutscher Interessen in aller Welt ein. Unter Rot-Grün wurde geschaffen, wovon die Vorgängerregierung nur hätte träumen können: Zehntausend deutsche Soldaten im Einsatz, in Somalia, Djibouti, Kenia, Kuwait, Ex-Jugowlawien, Afghanistan und Usbekistan. Was interessiert sie schon das Grundgesetz, welches vorsah, lediglich eine Armee zur Verteidigung aufzubauen, wenn es darum geht, die wirtschaftlichen und politischen Interessen des wiedererstarkten Deutschlands nun auch militärisch weltweit abzusichern!

Daran müssen wir erinnern, auch wenn manch einer sagt, es sei unpassend, spiele im Zusammenhang mit dem Irak eine untergeordnete Rolle, Hauptsache Schröder bleibe bei seinem Nein!

Die Doppelbödigkeit deutscher Politik zeigt sich noch an einem anderen Punkt: Ist doch der Umgang mit den Ärmsten der Armen, den Verlierern der Globalisierung, den Flüchtlingen auf der Welt ein Prüfstein dafür, wie ernst es jeder Regierung in Sachen Menschenrechte, Gerechtigkeit und Frieden ist. 

Seit langem stellen irakische Flüchtlinge einen großen Teil der Asylsuchenden in Deutschland dar. Wie wir alle wissen, hat sich die Lage im Irak  nicht verbessert. Ganz im Gegenteil ist das Leben dort durch die Existenz des Diktators Saddam Hussein, das Embargo und  den drohenden Krieg noch gefährlicher geworden. Folglich müßten also die Flüchtlinge aus dem Irak mit offenen Armen aufgenommen werden, die Anerkennungsquoten weiter in die Höhe gehen. 

Lassen wir die Fakten sprechen: Wurden im letzten Jahr 2001 noch über 65% der aus dem Irak Flüchtenden anerkannt, so fiel die Anerkennungsquote kontinuierlich auf einen Minusrekord von knapp 13% Ende Jahres. 13% Anerkennung bei irakischen Flüchtlingen  - das ist absurd, katastrophal und äußerst gefährlich für die Abgelehnten. Denn sie laufen Gefahr, von hier aus wieder in den Irak abgeschoben zu werden. Es zeigt einmal mehr, dass das Asylrecht bis zur

Unkenntlichkeit verstümmelt worden ist: Obwohl sich die Gefährdungslage erhöht hat, verringert sich die Anerkennungsquote und Schutzbedürftige müssen damit rechnen , in die Kriegs- und Krisenregion zurückgeschickt zu werden. Oder ist etwa Saddam kein Diktator mehr, und der drohende Krieg nicht Grund genug, aus diesem Land zu fliehen ?  Die Botschaft an die Fliehenden aus dem Irak ist klar: Zwar wollen wir DIESEN Krieg im Moment nicht,  aber euch wollen wir auch nicht!

Die Asylabschottungspolitik führt zwangsläufig zur Militarisierung der Außengrenzen.  Alle Regierungs- und so gut wie alle Oppositionsparteien sind sich darin einig, Flüchtlingsabwehr in Deutschland und in der Europäischen Union zu betreiben. So werden die Grenzen um die europäischen Länder weiter ausgebaut, die Festung Europa perfektioniert. Flüchtlingen soll schon der Zugang in die „Wohlstandsregionen“ so weit wie möglich verwehrt werden. Die immer weiter

sinkenden Flüchtlingszahlen präsentierte denn auch Bundesinnenminister Schily zu Beginn dieses Jahres als Erfolg seiner Politik. Angesichts der gravierenden Menschenrechtsverletzungen weltweit, angesichts großer Flüchtlingsströme auf der ganzen Welt und der Tatsache, dass arme Länder um ein vielfaches mehr Flüchtlinge aufnehmen als die reichen Industrienationen, ist dies skandalös und beschämend zugleich.

Auch die Türkei schottet weiter ab. Sie hat vergangenen Sommer einen „Sicherheitsstreifen“ entlang der irakisch-türkischen Grenze militärisch verstärkt. Der Iran seinerseits ließ große Teile der Grenze zum Irak neu verminen, als „Lehre“ aus den großen Flüchtlingswanderungen im letzten Golfkrieg, wo 2 Millionen KurdInnen aus dem Irak in die Nachbarländer flohen. Auch heute kann dies wieder passieren – mit dem Unterschied, dass die lebensrettende Flucht diesmal nahezu unmöglich wird. Der Nordirak ist hermetisch abgeriegelt und kann so schnell zur Todesfalle werden. 

Der Bundesregierung ist all das noch nicht genug: Mit ihrem „Aktionsplan Türkei“ wird verlangt, dass die Türkei „wirksamere“ Ausreisekontrollen durchführen soll, um Flüchtlingswanderungen zu stoppen. Außerdem soll die Türkei die „Durchschiebung“ , wie sie es nennen, von irakischen Flüchtlingen über türkisches Territorium zurück in den Nordirak hinnehmen. (Quelle: Pro Asyl).

Man erkennt , wie eifrig die „FriedensfreundInnen“ und  „MenschenrechtlerInnen“ aus den Reihen der Bundesregierung sich vorbereiten, mögliche Massenfluchten als Folge des Krieges zu stoppen, und , sollte dies nicht gelingen, in großem Umfang Abschiebungen über die Türkei in den vom Auswärtigen Amt unter Joschka Fischer bis heute als „sicher“ erklärten  Nordirak durchzuführen.

Wir sagen NEIN!

-
NEIN zum drohenden Krieg!

-
NEIN zu Waffenlieferungen in alle Welt!

-
NEIN zur neuen europäischen Interventionsarmee, die wieder weltweit agiert!

Wir wollen keine Gesellschaft mit Mauern und Stacheldraht, verminten Grenzen oder gar Schieß-
befehl!

Für eine offene Gesellschaft, eine offene Welt!

Grenzen auf für alle Flüchtlinge !

